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Vorwort 

Die Europäischen Gemeinschaften erheben einen politischen An-
spruch. Sie verstehen sich seit der Erklärung Robert Schumans vom 
9. Mai 1950 als Meilensteine zu einem bundesstaatlich verfaßten Europa. 
Die Überstaatlichkeit ist deswegen als rechtlich-politisches Zwischen-
stadium verstanden worden. Inzwischen ist aber nicht nur die Verwirk-
lichung des ursprünglichen Anspruches in Frage gestellt worden, son-
dern das Prinzip der Überstaatlichkeit selbst scheint der Gefahr der 
Auflösung nahe zu sein. Ist es in diesem Stadium der Entwicklung 
überhaupt wissenschaftlich sinnvoll, eine Analyse der Europäischen 
Gemeinschaften und des sie tragenden Prinzips vorzulegen? Besteht 
nicht die Gefahr,  daß diese Untersuchung sehr schnell bloß historischen 
Charakter annimmt? Wäre es nicht ratsamer abzuwarten, bis die poli-
tische Lage sich geklärt hat? 

Ich meine aus zwei Gründen, daß die Bemühungen um eine Analyse 
der rechtlich-politischen Stellung der Europäischen Gemeinschaften ge-
rade im gegenwärtigen Zeitpunkt notwendig und sinnvoll sind. Einer-
seits deuten die gegenwärtigen Auseinandersetzungen darauf hin, daß 
es schon rein politisch äußerst risikoreich ist, hinter die tragenden Grund-
sätze der Europäischen Gemeinschaften zurückzugehen, da es wegen der 
damit verbundenen Erschütterungen für alle Beteiligten unzweckmäßig 
wäre. Aber das allein würde sich unter Umständen als sehr schwanken-
der Grund wissenschaftlicher Arbeit erweisen. Vielmehr geht diese Un-
tersuchung davon aus, daß das Prinzip der Uberstaatlichkeit, wie es sich 
in den Gemeinschaften zu verwirkl ichen beginnt, für die Erhaltung der 
nationalen Staatlichkeit notwendig ist. Es ist allerdings erforderlich 
einzusehen und sich einzugestehen, daß es falsch ist, die Europäischen 
Gemeinschaften als Schritte zur Bundesstaatlichkeit Europas im her-
kömmlichen Sinne anzusehen. Sie sind es nicht. Das ist einerseits des-
illusionierend. Aber es ist andererseits weder ausgemacht, daß der 
Europäische Bundesstaat so ohne weiteres wünschbar ist, noch verlieren 
die Gemeinschaften ihren Sinn. Sie werden im Gegenteil in ihrer Eigen-
bedeutung dem kritischen Erfassen erst zugänglich. Indem die Über-
staatlichkeit nicht mehr als Zwischenstufe, sondern als eigenständige 
rechtlich-politische Ordnungsform verstanden wird, ist es möglich, sie 
in Beziehung zur Staatlichkeit zu setzen und zu begreifen, inwieweit sie 
selbst eine geschichtlich notwendige Stufe politischer Ordnung der Er-
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gänzung nicht aber der Aufhebung nationaler Staatlichkeit darstellt. 
Unter diesem, wie mir scheint, neuen Blickwinkel erhellt sich die Be-
deutung mancher Züge der Gemeinschaften, die bisher vom vorgestell-
ten Ideal des Bundesstaates her als unfertig,  störend, ja systemwidrig 
und im Grunde unverständlich erschienen. Vor allem rechtfertigt  sich 
dieser erneute Versuch trotz der scheinbar fragwürdigen  Lage der Ge-
meinschaften, wei l diese erst als eigenständige, i n sich und als solche 
notwendige, wenn auch durchaus verbesserungsfähige  rechtlich-politi-
sche Willens- und Wirkeinheiten ernst genommen werden. 

Die Arbeit wurde Ende 1964 abgeschlossen. Der Vertrag über die 
Fusion der Organe vom 8. Apr i l 1965 (BGBl. 1965 I I S. 1453) wurde 
aber noch eingearbeitet. Die 1965 erschienene Literatur konnte nur 
zum Teil berücksichtigt werden. Insbesondere konnten die Referate 
von Josef Kaiser und Peter Badura auf der Tagung der Vereinigung 
der deutschen Staatsrechtslehrer i n K ie l 1964 nur in den Leitsätzen 
ausgewertet werden. Die in den verschiedenen Zeitschriften erschiene-
nen Berichte sind für eine wissenschaftliche Auseinandersetzung nicht 
hinreichend genau. Das Buch von Heinz Wagner: „Grundbegriffe  des 
Beschlußrechts der Europäischen Gemeinschaften", Köln 1965 und das 
Protokoll über die „Semaine de Bruges 1965, Droit Communautaire et 
Droit National", Bruges, De Tempel 1965 erschienen während der 
Drucklegung und werden daher nur hier erwähnt. 

Die vorliegende Untersuchung baut auf meiner Dissertation „Die 
Unabhängigkeit der Rechtssetzung der Europäischen Gemeinschaften" 
auf, ist aber sowohl hinsichtlich der Fragestellung wie der Ausarbei-
tung in fast allen Teilen völ l ig neu gefaßt. 

Ich habe vielfachen Dank zu sagen. Er gi l t an erster Stelle den Herren 
Professoren  Dr. Hans Ulrich Scupin und Dr. Hans J. Wolff,  die mich in 
die wissenschaftlichen Fragen und Methoden eingeführt  und mi t ihnen 
vertraut gemacht haben. Herr Prof.  Scupin hat außerdem sowohl die 
Dissertation als auch diese Abhandlung durch wertvollen Rat und ver-
tiefende Gespräche hilfreich gefördert.  Herr Prof.  Dr. Friedrich Kle in 
gab als Korreferent  der Dissertation wichtige Hinweise, die auch in 
diese Untersuchung eingegangen sind. Durch mannigfache Anregungen 
hat Herr Prof.  Dr. Dr. Ernst Wolfgang Böckenförde den eigenen Ge-
dankengang stark befruchtet. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann danke ich für die 
Aufnahme dieser Abhandlung in seine Schriftenreihe. 

Münster, den 1. Dezember 1965 

Heinhard  Steiger 
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Einleitung 

Die maßgebende politische Organisation der Gesellschaft in der 
Gegenwart ist der souveräne Staat. Zwar ist er keine absolute, sondern 
eine geschichtliche Erscheinung1, aber er hat sich für unsere Gegenwart 
allgemein durchgesetzt und erhalten. Jedes Nachdenken über andere 
Organisationen ist daher irgendwie auf den Staat bezogen. Erheben 
diese Organisationen wie die Europäischen Gemeinschaften als „über-
staatliche" Organisationen den Anspruch, den Staat zu ergänzen, so 
müssen sie wie dieser politisch sein, d. h. sie müssen unmittelbar auf 
die allgemeine Existenz der menschlichen Gesellschaft selbst, in der 
sie sich als von den Teilen unabhängige und selbst bildende Gesamtheit 
konstituiert, bezogen sein. Die Frage aber ist, ob sich der souveräne 
Staat überhaupt ergänzen läßt; denn seinem Anspruch nach ist er eine 
societas perfecta, die als solche einer Ergänzung weder bedürftig noch 
überhaupt fähig ist. Jedoch ist tatsächlich dieser Anspruch heute in 
Frage gestellt. Die Gesellschaft ändert sich. Sie ist von einer geschlos-
senen staatsbürgerlichen Gesellschaft zu einer offenen  Industriegesell-
schaft auf dem Wege. Staat und Gesellschaft treten also wiederum aus-
einander oder doch in neuer Form in Gegensatz zueinander. Selbst 
einer der konsequentesten staatsbezogenen Denker unserer Zeit, Carl 
Schmitt,  wagt — wenn auch aus vielleicht anderen Gründen — den 
Satz: „Die Epoche der Staatlichkeit geht jetzt zu Ende2." 

Die „Überstaatlichkeit" ist als Rezept zur Wiederherstellung der Ein-
heit — nicht der Identität! — von Staat und Gesellschaft gedacht. Es ist 
in den Europäischen Gemeinschaften zum ersten Mal i n die rechtliche 
und politische Erscheinung getreten, wenn diese auch nicht ohne wei-
teres die bereits vollkommene Verwirkl ichimg der neuen politischen 
Ordnungsvorstellung sind. Die Kernfrage  der Europäischen Gemein-
schaften ist, ob sie in der Lage sind, eine wirksame politische Form der 
Ergänzung der Staatlichkeit zu sein, oder jedenfalls zu werden. Ihr Ziel 

1 Krüger,  Herbert: Al lgemeine Staatslehre, Stuttgart 1964, S. 1; Brunner, 
Otto: Land und Herrschaft, 4. Aufl., Wien-Wiesbaden 1959, S. 111 ff.;  Schmitt, 
Carl: Staat als konkreter, an eine geschichtliche Epoche gebundener Begrif f 
(1941), in : Verfassungsrechtliche  Aufsätze, Ber l in 1958, S. 375—385, und auch 
sonst, insbesondere: Nomos der Erde, Kö ln 1950, S. 96 ff. 

1 Schmitt , Carl: Der Begri f f  des Politischen, Vorwor t zur Neuauflage, Ber-
l i n 1963, S. 10 (es w i r d nur diese zitiert). 
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ist nicht, den Staat zu beseitigen; vielmehr wollen sie ihn in eine größere 
sekundäre Gesamteinheit einbeziehen, indem sie einerseits ihn grund-
sätzlich als politische Grundeinheit bestehen lassen, andererseits die 
übergreifenden Zusammenhänge einer überstaatlichen Lösung zugäng-
lich zu machen trachten, indem auf diesen Gebieten eine Integration 
herbeigeführt  wird. I n diesem zugestandenermaßen paradoxen Ziel 
liegt die Schwierigkeit ihrer Beurteilung. Denn der Staatsrechtler wie 
der Völkerrechtler sind gewohnt, den Staat allein als maßgebende Ein-
heit anzusehen, der seinerseits nur wieder i n einem Staat aufgehen 
kann. Schon die Einordnung zwischenstaatlicher Organisationen macht 
ihm Schwierigkeiten. Jedoch gehört es eben zur These dieser Unter-
suchung, daß der Staat dabei ist, selbst sein bisheriges Monadendasein 
aufgeben zu müssen. Die Europäischen Gemeinschaften gehen, um ihr 
Ziel zu erreichen, den von der Sachlage her vorgeschriebenen Weg, nur 
begrenzte, auf bestimmte Sachgebiete bezogene hoheitliche Zuständig-
keiten für sich i n Anspruch zu nehmen, während die allgemeine Zustän-
digkeit bei den Staaten verbleibt. Sie haben also auch nur begrenzte 
Autorität. Zwar kann sich diese gegen einen einzelnen Mitgliedstaat 
richten, die Staaten insgesamt aber können nicht ausgeschaltet werden. 
So ist das Verhältnis zwischen Gemeinschaften und Staaten i n der 
Schwebe. 

Zur politischen Wirksamkeit gehört Macht, zwar rechtlich gebundene 
Macht, aber immerhin Macht. Konkret bedeutet das, daß die Europä-
ischen Gemeinschaften den Mitgliedstaaten Befehle erteilen können 
müssen, die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften also, 
jedenfalls im Verhältnis zu ihnen, eine eingeschränkte Souveränität 
haben, d. h. nicht mehr tun und lassen können, was sie nach allgemei-
nen Regeln untereinander tun oder lassen könnten. Gelingt es den 
Europäischen Gemeinschaften mi t anderen Worten, die Pol i t ik der Mi t -
gliedstaaten über das sonst im zwischenstaatlichen Verkehr übliche Maß 
hinaus zu zähmen und zu einer Pol i t ik der Gesamteinheit zu gewinnen, 
bilden die Europäischen Gemeinschaften bereits die „Europäische Ge-
meinschaft", bilden sie rechtlich gesprochen einen Bund. 



E r s t e r T e i l 

Zur Lage des modernen Staates 

§ 1 Zur Theorie des Staates 

a) Staat  und Gesellschaft 

1. Der Staat ist die politische Einheit der Gesellschaft. Die Verfassun-
gen wie die Verwaltungen der Staaten sind nach den Worten Lorenz 
von Steins1 „den Elementen und Bewegungen der gesellschaftlichen 
Ordnung unterworfen".  Nach Krüger bringt die Gesellschaft „ in stän-
diger dialektischer Auseinandersetzung" den Staat erst hervor 2. Diese 
Stimmen ließen sich beliebig vermehren 8. Es ist heute weitgehend an-
erkannt, daß Staat und Gesellschaft zwei i n Spannung miteinander 
stehende Erscheinungsweisen menschlicher Gruppierung sind, die erste 
durch das Moment der Herrschaft  und des Politischen, die zweite durch 
das Moment des Wirtschaftlichen, das als herrschaftslos  und nicht-
politisch begriffen  wird, konstituiert4. 

2. Wie immer die Gesellschaft im einzelnen bestimmt wird 5 , als ihr 
konstituierendes Merkmal w i rd die „Güterwelt", die Wirtschaft  ange-
sehen6. Ihre treibende Kraf t  ist die individuelle Interessenbefriedigung 
durch Erwerb 7. Sie w i rd als die Voraussetzung der konkreten Freiheit 

1 Stein,  Lorenz von: Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich, 3 Bde. 
Neudruck der von Gottfr ied Salomon besorgten Ausgabe von 1921, Darmstadt 
1959, Bd. I , S. 3. 

2 Krüger:  Staatslehre, S. 346 u. 526. 
8 Siehe die vielen Zitate bei Krüger. 
4 Al lerdings gibt es auch Stimmen, die die Unterscheidung von Staat und 

Gesellschaft i n unserer sozialen Wirk l ichkei t bestreiten, siehe dazu bei E. W. 
Böckenförde:  Lorenz von Stein als Theoretiker der Bewegung von Staat und 
Gesellschaft zum Sozialstaat. Festschrift  für Otto Brunner „Al teuropa und die 
moderne Gesellschaft", Göttingen 1963, S. 248—277, S. 254, Fußnote 24. 

6 Es ist nicht die Absicht dieses Abschnittes, eine neue Theorie der Ge-
sellschaft und des Staates zu entwerfen oder auch nur die einzelnen Theorien 
zu verfolgen. Es genügt für unsere Zwecke, das grundsätzliche Verhältnis 
herauszustellen. 

6 Siehe die verschiedenen Gesellschaftsbegriffe  bei Krüger:  Staatslehre, 
S. 342 ff. 

7 Das hat vor al lem Stein  herausgestellt: Soziale Bewegung I , S. 43: „Das 
Interesse, indem es den Mi t te lpunkt der Lebenstätigkeit jedes einzelnen i n 

2 Steiger 


